
Menschen eine ärztliche Versor
gung unabhängig vom Einkom
men garantien, will man nicht mehr
fördern.
Zudem werden auch Initiativen
ergriffen, um den Mißstand der
Langzeitarbeitslosigkeit zu besei
tigen. Dem Arbeitsmarkt ervice
werden 3100 Millionen Schilling zu
Gunsten der Pensionsversicherung
gestrichen, und es wird ernsthaft
darüber achgedacht Langzeitar
beitslose zur Pilichtarbeit in irgeod
welchen Bereichen zu verdonnern.

U\Y/er bezahlt die Budgetkonsoli
dierung ?" fragte sich tefan Schul
meister im Standart vom 13. März
2000 und schrieb unter anderem:
"Besonders kraß ist die soziale
Unausgewogenheit im Hinblick
auf die "Superreichen": ie alle ha
ben ihre Vermögen in Privat tif
tungen eingebracht und müssen
nur für jenen Teil der Erträge Steu
ern zahlen, der ausge chüttet wird,
und auch davon nur 25 Prozent
KE t (die Hälfte des normalen
Spitzensteuersatzes). Ein "kleiner

parer" zahlt hingegen 25 Prozent
KE t unabhängig davon, ob er den

Zinsertrag abhebt oder nicht. Hat
etwa eine tiftung einen Vermö
genswert von einer Mrd. S (viele
wie jene von Flick, Wlaschek, Est
erhaz)', Prinzhorn oder Dichand
sind wesentlich reicher) und erzielt
einen Jahresertrag von 100 Mio. S,
von denen vier fio. S ausgeschüt
tet werden, so beträgt die teuer
belastung des Stifters, bezogen auf
die Gesamterträge, ein Prozent. Da
die Aus chüttungen nicht propor
tional mit der Höhe der Stiftungs
erträge steigen, ist das Steuersystem
im gehobenen Vermögensbereich
faktisch degressiv (ab ca. 20 Mio.
Vermögenswert lohnen sich tif
tungen): Je reicher jemand ist, de
sto geringer ist seine teuerquote."

Das Frauenministerium wurde
abgeschafft. Frauen leisten ihreo
Dien t ao der Gesellschaft indem
sie Kinder kriegen. Da dritte Kind
hat, unabhängig vom Einkom
men, den "Mehrwertbonus" von
50.- pro Monat.

Eigentlich ollte jeder Frau noch ein
Blumensträußerl überreicht wer
den und ein Dankschreiben oder
doch ein Abzeichen?

Diese Politik isoliert unser Laod
nach außen und spaltet unsere
Gesellschaft.
Es wird ein Miteinander propa
gien, ein Miteinander voo "Patrio
ten". ebenbei glaubt die Regie
rung fest daran, daß die Sanktio
nen der EU von der Opposition
geschürt werden, ja sogar von die
ser inszeniert wurden, um dieser
Regierung, die von Volkes Gnaden
eingesetzt wurde, das Leben schwer
zu machen.
Es ist eine Tatsache, daß es auch in
anderen Ländern Europas radikale
Parteien gibt.
Es gibt aber keine, im weiten pek
truro europäischer Parteien, die so
unberechenbar ihre Po itionen än

dert, die Ängste schürt, Feindbil
der stilisiert, und dann noch von
den vierzehn "Feinden" verlangt,
geliebt zu werden.

atürlich weiß man, daß es eine
Chance ist, die die EU der Regie
rung bietet:
Man stellt sich als un chuldiges
Lamm hin, verteufelt die bö en 14

taaten, die keine Ahnung haben,
was Europa wirklich bedeutet.

"Besol1ders kraß ist die
soziale UllausgeJlJogm
heit ilJl Hillblick auf die
"Superreichen"
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Studiengebühren?
Die Diskussion um die Einfüh
rung von Studiengebühren geht
meines Erachtens nach in die
falsche Richtung. In letzter Zeit
forderte BM Gehrer des öfteren,
daß es doch möglich sein müs
se, unvoreingenommen über
das Thema Studiengebühren zu
diskutieren.
Es haben sich auch verschiedenste
"Bildungsexperten" zu \Vort ge
meldet und tudiengebühren
chöngeredet. '\ as aber die meisten

"erge en haben, i t die Diskussi
On im entsprechenden Kontext zu
führen. lan kann die Frage um
die Einführung von tudienge
bühren nicht 10 gelö t von den
(bedeuterenden) Fragen des
Dienstrechte und der lei rungsori
entierten Denkweise im Lehr- und
Forschungsbetrieb führen.
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atürlich muß es auch von eiten
der tudierenden möglich sein,
über die Frage der Einführung von

tudiengebühren wertfrei zu dis
kutieren - alles andere wäre demo
kratiepolitisch schwer bedenklich 
aber nur, wenn man gleichzeitg
über verwandte Problematiken of
fen und ehrlich redet. Der wesent
lich te "Brocken" liegt im beste
henden Beamtendienstrecht ver
borgen. Dieses muß nachhaltig
und umfassend reformiert werden.
Das derzeitge starre und zahnlose
Dien trecht i t nicht vereinbar mit
den Anforderungen an ein moder
nes" niversitätsunternehmeo".
Weiter muß die Evaluierung der
Lehre und Forschung endlich
Konsequenzen zeigen (können).
Es kann nicht ein, daß nur des
Evaluierens wegen evaluiert wird,

und keine konkreten chlüsse und
Aktionen abgeleitet werden (kön
nen).

Last but not least muß über die
Lernfreiheit der rudierenden dis
kutiert werden. Diese sollte opti
maler Weise verfassungsmäßig
garantiert werden und mit erwei
terten Rechten bei Prüfungen ver
bunden sein.

Er t wenn die e Fragen ausrei
chend diskutiert worden iod,
kann man die Diskus ion um ru
diengebühren angehen.
Ich lade die veranrwortlichen
Damen und Herren ein, sich der
Di ku ion vor Ort zu teilen und
einmal bei einer Univer ität vorbei
zu kommen und mit den Betrof
fenen zu reden.

Das derzeitge starre Il11d
zahl1lose DitlJstrecht ist
lIicht ureillbar mit den
Al1forderulIgtIJ al1 eil1
modemes 'Vlliz'ersitiits
Imtemehntel1 ".
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